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Mangel an Lehrlingen.
Auf die vielen Schwierigkeiten, mit denen das Handwerk zu

kämpfen hat, ist schon wiederholt hingewiesen worden.' Eine nicy-
gering zu veranschlagende Schwierigkeit ist der Mangel an Arbeits¬
kräften, besonders von Lehrlingen. Während sonst im April eir.
nicht geringer Teil der aus der Schule ins erwerbstätige Leben
übertretenden Knaben dem Handwerk zuströmt, ist dieses Jahr eine
starke Abnahme dieses Neuangebotes an Lehrlingen
zu befürchten. Die äußerst starke Nachfrage nach jugendlichen Ar¬
beitern für alle möglichen Zwecke und Berufe bietet auch unge¬
lernten Kräften die Möglichkeit, sehr rasch eine Stelle zu bekommen,
für die sofort ein relativ hoher Lohn bezahlt wird. Das ist nick!
nur für viele Eltern , sondern auch für die Knaben sehr verlockend
Man übersehe nicht, daß für das Streben nach raschem

.Verdienst  auch die gegenwärtige Teuerung sehr stark inS Ge
wicht fällt. Verdient der Junge gleich nach der Schulzeit, so brauchi
er nicht nur keine Unterstützung von den Eltern mehr, er kann
unter Umständen sogar noch die Eltern , vielfach nur die Mutter
oder die Geschwister unterstützen. Privatwirtschaftlich läßt eS sich
daher wohl verstehen, wenn die schulentlaffene Jugend in diesen
Zeiten so rasch wie möglich ins Verdienen kommen will.

Freilich hat dieses Streben eine böse Kehrseite,  auf die
die Eltern hingewiesen werden müffen. Es ist nicht immer Krieg.
Tie abnormen Verhältnisse des Arbeitsmarktes gehen mit dem
Frieden einer totalen Veränderung entgegen. Die Verdienst-
Möglichkeitennehmen gerade für die Kreise, die augenblicklichbe-
sonders bevorzugt sind, nicht nur sehr rasch und stark ab, sondern
der Verdienst selbst geht ganz erheblich für ungelernte und unquali¬
fizierte Arbeiter zurück. Darüber kann gar kein Zweifel bestehen
Das gilt nicht nur für den männlichen, sondern noch viel mehr für
den weiblichen Arbeitsmarkt . Es wird ein solches Ueberange»
bot von ungelernten,  angelernten Arbeitskräften vor¬
handen sein, daß dadurch nicht nur ein starker Druck auf
das Lohnniveau  ausgeübt wird, sondern auch eine große
Arbeitslosigkeit  gerade für die Arbeiterschichten eintreten
muß, die jetzt, ohne qualifizierte Arbeit leisten zu können, die Vor-
teile der gegenwärtigen Konjunktur auSnützen können.

Mit Rücksicht auf diese trüben ZukunftSauSsichtensollten es sich
alle Eltern,  die jetzt ihren Sohn in das Erwerbsleben hin¬
auslassen müffen, wohl überlegen, ob es nicht zu ermöglichen ist.
ihren Jungen einem Handwerk zuzuführen , wo er eine ordentliche
Lehre durchmacht, anstatt ihn sofort ohne Lehre verdienen zu laffen.
Die Entscheidung mag nicht immer leicht sein. Vielfach liegen die
Verhältnisse eben so, daß die Eltern aus wirtschaftlichen Gründen
sich genötigt sehen, ihren Jungen so schnell wie möglich verdienen
zu lassen, aber es dürste doch auch zahlreiche Eltern geben, bei denen
der wirtschaftlicheZwang nicht so groß ist und die in der Lage sind,
nicht nur an den augenblicklichenNutzen, sondern auch an dir
fernere Zukunft  des eigenen Kindes zu denken. Denn di-
frühc wirtschaftliche Selbständigkeit bekommt den Jungen oft sehr
schlecht, um so schlechter, je mehr sie gegenwärtig zu verdienen in
der Lage sind. Bei dem sicher zu erwartenden Umschlag nach dem
Kriege, der auch wieder für große, nicht für alle Teile des Hand¬
werks, eine durchgreifende Besserung bringen wird, ist es klug und
weise, auf die Ausnützung der augenblicklichen Konjunktur zu der-
zichtcn und, wo es geht, den Jungen einem Handwerk zuzuführen.

Zur Regelung des Butterverkaufs . Nach einer Anord¬
nung des Reichskanzlers darf vom 6. März ab die Zentral-
cinkaufsgesellschaft an Gemeinden und Kommunalverbände
Butter grundsätzlich nur noch abgeben, wenn diese durch Ein-
fichrung von Butterkarten oder durch eine sonstige wirksanre
Regelung des Verkehrs mit Butter die Gewähr leisten, daß
Lei durchschnittliche Verbrauch von Butter in ihrem Bezirke
wöchentlich 125 Gramm auf den Kopf der Bevölkerung nicht
überschreitet. Die Ausgestaltung der Butterkarten bleibt dem
freien Ermessen der Gemeinden überlassen. Es werden jedoch
verschiedene Gesichtspunkteder Beachtung empfohlen.

Straßengeräusch und Polizei . Zur Verhütung eines
allzu starken Straßengeräusches , sowie des Scheuwerdens von
Pferden bestimmte eine Polizeiverordnung : Gegenstände, die,
wie Bleche, Ketten. Mctallstangen und dergleichen, beim Fort-
schaffen auf Wagen ein starkes Geräusch verursachen, müss°n
so auf Strohlagen ruhen und derartig verpackt sein, daß der
Entstehung starken Geräusches vorgebeugt wird." Wegeil
Nichtbeachtung dieser Vorschrift wurde ein Fuhrwerksbesitzer
bestraft. Er beantragte gerichtliche Entscheidung mit deni
Elnwande , die Befolgung der Vorschrift sei ganz unmöglich,
auch ermangle rbr die erforderliche Bestimmtheit. Das Kam¬
mergericht bestätigte aber die Bestrafung. Die Verordnung
ser durchaus rechtsgültig, ihre Notwendigkeit und Zweck¬
mäßigkeit unterliege nicht der Prüfung durch den Strafrichter.

Nachreviüon der Maße und Gewichte. Der Herr Polizei-
Präsident weist die beteiligten Gewerbetreibenden darauf hin.
daß die polizeilichen Nachrevisionen der Maße und Gewichte
ini Bezirk des 4. Polizeireviers vom 12. März d. I . ab vor-
genonimcn werden. Gleichzeitig macht er darauf aufmerk¬
sam, daß gemäß § 22 der Maß - und Gewichtsordnung mit
Geldstrafe bis zu 160 Mark oder mit Haft bestraft wird , wer
den Vorschriften der Maß- und Gewichtspolizei zuwiderhan-
delt^ Neben der Strafe ist auf die Unbrauchbarmachung oder
dfi><Einziehung der vorschriftswidrigen Meßgeräte zu erken-
jn-ü, auch kann deren Vernichtung ausgesprochen werden.

Ein unwirksamer Einspruchsbescheid des Magistrats . Der Archi¬
tekt Jacobi hier hatte im Stadtgebiet ein Grundstück an der Mainzer
Straße erworben. Einen Teil dieses Grundstücks, der nach der
Augusta-Viktoria-Straße zu liegt, veräußerte Jacobi an die Stadt-
gemcinde Wiesbaden für 62 960 Mark, Der Magistrat berechnete,
welcher Teil des ErwerbSpreiie - für das Gcsamtgrundstückauf diesen
an die Stadt veräußerten Teil entfalle, und kam zu dem Resultat,
daß ein Wertzuwachs auch des veräußerten Teils entstanden sei.
Jacobi wurde darauf mit 8412 Mark zur Reichszuwachssteuer heran¬
gezogen. Jacobi erhob Einspruch, der vom Magistratsdezerncnten
zurückgewiesen wurde. Der Bezirksausschuß in Wiesbaden wies die
dann von Jacobi erhobene Klage ebenfalls ab, weil die Heran¬
ziehung des Klägers, insbesondere die von: Magistrat vorgenommenc
Berechnung des Wertzuwachses, zutreffend sei. Jacobi legte noch
Revision ein. Das Oberverwaltungsgericht hob die Vorentscheidung
ans und setzte den Einspruchsbeschcid des Magistrats bezw. seines
Dezernenten außer Kraft . Begründend wurde aüsgefiihrt : Der
Bezirksausschuß habe übersehen, daß im vorliegenden Falle nicht ein
Einspruchsbeschcid vorliege, der auf einem Beschluß des Magistrats¬
kollegiums beruhe, sondern nur eine, den Steuereinspruch ver¬

werfende Verfügung des Dezernenten des Magistrats . Das sei
unzulässig, denn darin sei ein rechtswirksamer Einspruchsbescheid
nicht zu finden. Ein Einspruchsbescheid müsse auf einem Beschluß
des Magistratskollegiums beruhen oder doch von einer, in Steuer-
frogen den Magistrat vertretenden ständigen Deputation erlassen
werden. Der hier erlassene Einspruchsbescheidsei daher als un¬
gültig außer Kraft zu setzen. Dem Magistrat bleibe es überlassen,
nunmehr einen ordnungsmäßigen Einsprnchsbcscheidzu erlassen.

Grundstücksversteigcrung. Bei der Versteigerung des
feldgerichtlichzu 80 000 Mark geschätzten Hauses Dotzheimer
Straße 4 legte das Höchstgebot mit 61 000 Mark der Kauf¬
mann Karl Witte dahier ein, der nicht Hypothekargläubiger
ist. Die Erteilung des Zuschlags wurde auf 8 Tage ausge-
setzt. Das Anwesen ist belastet mit Hypotheken in Höhe von
rund 80 000 Mark.

Aus dem Rrekfe Wiesbaden.

hinzustellen. Allerdings kann es möglich sein, daß eine solche
Geschäftspraxis bei den Antisemiten — jetzt „Deutsche Partei"
— üblich ist. •

+ Königstein, 23. Febr. (Erhöhung des Höchst¬
preises .) Mit dem heutigen Tage wurde der Höchstpreis
für gewöhnliche Leber- und Blutwurst von 1.20 Mark aus
1.60 Mark festgesetzt. Mit dem Verkauf der holländischen
Eier batte die Stadt Glück: alle wurden zum Einzelpreis von
16 Pfennig abgesetzt, desgleichen der Schinken zum Preise
von 2.36 Mark das Pfund . Jetzt kommen Klippfische und-
Seemuscheln, erstere per Pfund 50 Pfennig , letztere per Pfund
10 Pfennig zum Verkauf. Gleichfalls gelangen gelbe Erbsen
per Pfund 60 Pfennig zum Verkauf. Ter andauernde
Muschelverbrauch läßt erkennen, daß die Muschelnahrung
einen hochwertigen Fleischersatz bietet. Manche Hausfrau
sollte jetzt ihr altes Kochprogramm aufgeben und zeigen, was
sie kann, un: auch mit geringen Mitteln nahrhafte Speisen
bereiten zu können.

Biebrich, 22. Febr. (Aus der Partei .) Die Parteiver¬
sammlung am Samstag erfteute sich eines sehr guten Besuches.
Nach dem Vortrage über „Unsere nächsten Aufgaben" fand eine sehr
lebhafte Aussprache statt. Die Abrechnung vom 8. Quartal gab
Genosse Fritsch.  Die Einnahmen betrugen 202 Mark, die Aus¬
gaben 201.64 Mark. Mitglieder hatten wir am Schluffe des Quar¬
tals 84 männliche und 24 weibliche. 8 Genossen wurden im Laufe
des Quartals zum Heeresdienst eingezogen. Der Stand de:
Abonnenten der „Dolksstimme" ist gut. Der Umsatz in der Kolpor¬
tage betrug im Laufe des Quartals 508.26 Mark ; ein sehr günstiges
Resultat . Auf Antrag deL Genossen Stolz  erfolgte die Entlastung
des Kassierers, Gen. Fritsch. In Anbetracht der vorgeschrittenen
Zeit wurde die Versammlung auf den 4. März vertagt . Genosse
H o f m a n n weist noch auf die „Bolksfürsorge" bin und ersucht,
bei Versicherungsabschlüssenderselben zu gedenken.

Biebrich, 22. Febr. (Hochwasser .) Seit Montag abend ist
durch das starke Steigen des Rheins nun auch der Leinpfad vor
dem Hotel „Nassau-Krone" überflutet . Die untere Straße nach
Schierstein ist unpassierbar und die dort lagernden Sa >:dhaufen
ragen wie kleine Inseln aus dem Wasser. Biele Keller und Lager¬
plätze sind überschwemmt und müssen geräumt werden.

Vereine und Versammlungen.
Wiesbaden . A.-G.-V. „Bruderbund ". Donnerstag abend 8Vi  Uhr

Zusammenkunft aller noch anwesenden Mitglieder und Sänger.
Der Dirigent ist anwesend.

Biebrich. A.-G.-V. „Vorwärts ". Mittwoch abend 8s<. Nhr Ge-
sangstundc.

flus den umliegenden Greifen.
Nochmals : Antisemitische Geschäststüchtigkeit.
Zu der Angelegenheit, die wir in Nr . 29 der „Volks¬

stimme" vom 4. Februar unter dieser Spitzmarke behandelten,
lesen wir in der „Deutschen Presse" folgendes:

Von einer dem Herrn Staatssekretär des Innern , Staats¬
minister Dr . Delbrück, sehr nahestehendenSeite aus war ich wäh¬
rend der Beratungen des Hauptausschussesdes Reichstages darauf
hingewicsen worden, daß derselbe gegen eine Veröffentlichung
der im Hauptausschuß abzugebenden Erklärungen nichts einzu¬
wenden habe, soweit sie nicht als vertraulich anzusehen wären.

Nach Veröffentlichung des Ausschußberichtsbemerkte ich, daß
die Erklärungen von der Tagespresse sehr wenig wiedergegebenwurden.

Bei dem unzweifelhaften Interesse, das die Erklärungen 'für
die Allgemeinheit haben, veranlaßtc ich die Aufnahme der frag¬
lichen Erklärung des Herrn Staatssekretärs in die „Wochenkorrc-
spondcnz" der Sozialen Geschäftsstelle. Die Aufnahme erfolgte,
ohne daß der Staatssekretär ausdrücklich befragt wurde. Ta
parlamentarische Erörterungen pudlioi juris sind, meinte ich dazu
nicht verpflichtet zu sein; offen gestanden, hielt ich auch die Zeit des
Staatssekretärs für zu kostbar, als daß ich rhm mit solchen An¬
fragen hätte kommen mögen. Im übrigen hat der Herr Staats¬
sekretär, soweit seine Person in Betracht kommt, die Sache als
erledigt bezeichnet, nachdem meinerseits ihn: gegenüber eine Er¬
klärung gegeben worden ist. Das war dem „Düsseldorfer General-
Anzeiger" am 18. Januar bekannt; dennoch wird in der „Deutschen
Presse" vom 29. Januar die Frage nach der Stellungnahme des
Staatssekretärs gestellt.

Die Aufnahme in der „Wochenkorrespondcnz" erfolgte in
Artikelform. Es schien mir eine erlaubte, nicht selten geübte
Form, aus einer Rede einen Artikel zu machen, zudem doch solche
Reden allein durch ihren Inhalt , der völlig unverändert blieb,wirken.

Es bleibt der Borwurf , daß eine „Bezahlung vereinbart"
wurde. Das ergibt sich einfach aus der Aufnahme in die „Wochen¬
korrespondenz", die diese Formel stets trägt , gewinnt aber sogleich
ein anderes Geücht, wenn mitgetcilt wird, daß die „Wochenkorre¬
spondenz" im Jahre 1914 837.75 Mark, im Jahre 1915 447.74
Mark ertragen hat. Es handelt sich also, da diese Einnahmen iich
auf 52 Artikel jährlich verteilen, um eine Entschädigung fiir die
mechanische Vervielfältigung und für die Portoauslagen.

Die Soziale Geschäftsstelle gibt die „Wvchenlorrespondenz"
heraus , um die in :hr vertretenen Gedanken zu propagieren nicht
um des Erwerbes willen, wie dem „Düsseldorfer General -Anzcig--r"
bereits am 3. Januar geschrieben worden war. Selbstverständlich
ist der Unterzeichnete an diesem Ertrage nicht finanziell inter¬
essiert.

Man mag mir also sagen: cs wäre vorgqtiger gewesen die
Rede Dr . Delbrücks nur mit deutlichem Hinweis darauf wann
und wo sie gehalten wurde, cm die „Wochenkorrespondenz" zu
geben, — darüber hmausgehendc Vorwürfe sind meines Er¬
achtens sachlich nicht gerechtfertigt.

Berlin , den 5. Februar 1916.
Hochachtungsvoll und ergebenst

Lic. Mumm.
Diese Erklärung des antisemitischen qeschätstüchtigen Li--

Mumm geht an dem eigentlichen Kern geftissentlich vorüber
Unsere Leser erinnern sich: Ter Abgeordnete Mumm bat dem
„Düsseldorfer Generalanzeiger" das Angebot gemacht ihn:
durch die „Soziale Geschäftsstelle" Beiträge von bedeutenden
Persönlichkeiten zu vermitteln und dabei insbesondere ans Ar¬
tikel der Staatssekretäre Dr . Delbrück und Dr . Helfferich hin-
gewresen, mit dem Bemerken, daß die „Soziale Geschäftsstelle"
auch im laufenden Jahre ähnliche Beiträge zu bringen in d»r
Lage sein werde. Dadurch aber mußte der Eindruck erweckt
werden, daß es sich wirklich um Artikel der ge¬
nannten Herren  handle . Herr Mumm inachte aus einer
Rede einen Artikel — wohlgemerkt: einer Rede, über die ein
offizieller Bericht vorlag, unter dem Anschein, daß sie einen
Originalartikel darstelle, und gab ihn gegen Honorar
weiter. Das ist eine sehr unerlaubte Form , und es gehört
wahrhaftig Mut dazu, sie als „eine nicht selten geübte" Form

Hanau , 23. Febr . (Vom städtischen  F lei  sch v er-
ka u f.) Die Stadt eröffnet heute eine dritte Verkaufsstelle bet
dem Metzgermeister Heinrich Klee, Vorstadt 5. Der Verkam
findet am Montag, Mittwoch, Donnerstag und SamStag jede
Woche in der Zeit von 8—12 Uhr vormittags und 3—7 Uhr nach¬
mittags statt. Weiter wird den Kleinhändlern des Stadtkreises
mitgeteilt , daß die Vorräte an alte:: Nudeln, deren Bestände kürz¬
lick' ausgenommen wurden, noch zu dem alten Preis käuflich ab¬
gegeben werden dürfen . — Ferner ist von heute an in der Römer¬
straße 9 eine zweite Gutscheinausgabestelleausgemacht worden.

Hanau , 23. Febr . (Vom Schwurgericht .) Ter zweite
Tag der diesmaligen Periode brachte die Verhandlung gegen die
Ehefrau Wilhelmine Raue  geb . Rödiger. Hahnenstraße , hier,
wohnhaft . Die Anklage wirst ihr vorsätzlichen Mord und Mord¬
versuch, begangen an ihren Kindern, vor. Die Angeklagte wurde
am 20. April 1888 im Kreise Weißenfels geboren. Sie wurde
später Fabrikarbeiterin und verbeiratete sich im Jahre 1906, nicht
aanz 18 Jahre alt . mit ihrem jetzigen Manne , der seit dem 24.
Funi v. I . seiner Militärpfficht genügt und zurzeit in Kastel steht,

j Von den sechs Kindern des Ehepaares Raue leben jetzt noch drei.
Die Angeklagte erklärt , daß ibre Ehe eine sehr unglückliche gewesen
sei. Ihr Mann , von Beruf Schuhmacher, hätte bei ihrer Verhei¬
ratung sebr viel Schulden gehabt. Im Jahre 1910 kamen sie nach
Hanau . In der Hahuenstraße 3 hasten sie eine kleine Wohnung
inne , bestehend aus einer Stube , einer Kammer nebst Küche. Iw
Dezember v. I . wurde in der Habnenstraßc des Petroleumiriangels
wegen Gas gelegt, und weil für den 10. Dezember der Besuch des
Ebemanns zu erwarten war, faßte Frau Raue am Tage vorher
den unseligen Entschluß, sich und ihre 4 Kinder vorher aus der
Welt zu schaffen. Tagsüber war sie schon sehr schwermütig und
weinte viel. Um 3% Ubr nachts stand sie aus und schraubte an
der Gasleitung den Verschluß ab, um eine Vergiftung herbeizu¬
führen . Es gereute sie aber gleich darauf wieder, und sie wollte
den Verschluß wieder anbringen , was sie indessen nicht konnte.
Nach ihrer Erzählung bat sie dann an zwei Stellen die Löcher in
der Wohnung mit Kinderhemdchenverstopft, um das Ausströmen
des Gases aus dem Zimmer zu verhindern. Sie legte sich darauf
aus das Sofa und Mief ein. Von der morgens gegen 7 Uhr er¬
folgten Explosion will sie nichts wahrgenommen haben. Die Ex¬
plosion erfolgte, weil der von einer Flurnachbarin berbeigeholte
Installateur mit einem Lichte deren Wohnung ableuchtete. Von den
Sanitätsmannschaften wurde dann die dreijährige Martha Raue
bereits tot, die anderen 3 Kinder im Alter von 1 bis 7 Jahren,
sowie Frau Raue, bewußtlos angetroffeu. Sie sind beute soweit
wieder hergestellt. Frau Raue weilt seit 8 Wochen in Unter¬
suchungshaft, die Kinder find bei fremden Leuten untergebracht.
Die Kinder der Angeklagten sollen nach bestimmten Zeugen- und
Sachverständigenaussagen außerordentlich verwahrlost und ver¬
schmutzt gewesen sein, ebenso die Wohnung. Der Ehemann ver¬
weigerte die Aussage. Bon: Vertreter der Anklagebehördc wurde
auf vorlsätzlichen mit Ueberlegung ausgeführten Mord und Mord¬
versuch plädiert . Die Geschworenen sprachen nur des Totschlags
und Totschlagsversuchs schuldig und billigten mildernde Umstände
zu. Gegen 9 Ubr abends wurde das Urteil auf drei Jahre Ge¬
fängnis gefällt. Der öffentliche Ankläger hatte 4 Jahre beantragt.
Die Angeklagte trat die Strafe sofort an:

Kleinsteinhcim. 23. Febr. (Der Tod eines  B a h n -
a r b e i t e r s.) In der Nähe der hiesigen Station wurde gestern
der 38jährige Bahnarbeiter Martin Roth aus Kleinsteinheim von
dem aus der Richtung Frankfurt kommenden nach Berlin fahrenden
Schnellzug überfahren und getötet. Wahrscheinlich wollte der Ver¬
storbene noch im letzten Augenblick die Gleise überschreiten.

Rodheim v. d. Höhe. (K oh l e n ka s s e „B o r w ü r t s ".) Wie
man sich einigermaßen vor dem Kohlcnwucher schützen kann, zeigt
unser Jahresabschluß . Mit einem Umsatz von 5000 Zentner»
Nuß I und II für 160 Haushaltungen , stellt sich der Zentner au»
1.36 Mark frei Hof, während er bei den Händlern 1.70 Mark am
Qrte kostet. Union Briketts kostet der Zentner 1 Mark frei Hof und
Braunkohlen Preßsteine nur 90 Pfg. frei Hof. Dies Ergebnis sollt:
allerorts die wirtschaftlich Schwachen anrcgen, sich zum gemein
schaftlichen Einkauf zusammenzuschließen.

Darmstadt , 22. Febr. (Finanzminister et. 2 .
Gnauth gestorben .) An Mülheim  a . Rh. ist dev
frühere Finanzminister Gnauth im Alter von 62 Jahren ge
storben, ein Mann , der bis zu seinem Tode ein tüchtiger Ge¬
schäftsmann geblieben ist. Seine politische Laufbahn begann
er als Bürgermeister von Gießen. Gnauths Rücktritt aus
dem hessischen Ministerium erfolgte, weil im Jahre 1910 de:
Landtag die Stenererhöhung verweigerte. Wie das dann so
oft geht, wurde auch dieser scheidende Minister von der Pri
vatindustrie mW offenen Armen empfangen: in diesem Falle
waren es die Felten & Guilleaume-Lahmeverwerke in Mül¬
heim a. Rh., die die Kenntnisse und Einblicke eines gedienten
Staatsmannes nutzbringend verwerteten. Namentlich das
Bauwesen hat der Verstorbene während seiner Tätigkeit als
Minister lebhaft gefördert.

Darmstadt , 22. Febr . (Der Finanzausschuß der
Zweiten Kammer)  setzte heute die gemeinsame Beratung
des neuen Staatsvoranschlags mit der Regierung fort. Zum Eisen¬
bahnetat wurde von der Regierung die Mitteilung gemacht, daß
ich die Eisenbahncinnahmen für Hessen, die nach der letzten Be¬

kanntgabe vom Dezember v. I . auf rund 11 Millionen Mark für
den hessischen Anteil taxiert wurden, um rund 1 Million verbessert
hätten . Es wird sich also die Schuldentilgung wenigstens aus.
diesen Einnahmen durchführen lassen. Zum Steuernetat (mit
Ausnahme der direkten Steuern ) teilt« die Regierung mit , daß sich
die Einnnhmecrgebnissc für 1915 noch/ weiter verschlechtert haben.
Der Voranschlag sieht eine Einnahme von 1,6 Millionen Mark vor.
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die der Ausschuß, wie bekannt, auf rund 2 Millionen Mark der-
beffern zu sollen glaubte. Auch für die beiden andern Steuern
wollte der Finanzausschuß erhöhte Sätze in die Einnahme ein¬
stellen. Nach den Ergebnissen für 1915 kann wohl nicht mehr damit
gerechnet werden. Zum Etat des Staatsministeriums , Kapitel
Oberrechnungskammer, beklagte die Regierung den Mangel von
Arbeitskräften , so daß jetzt die Frage aufgeworfen werden müsse,
wie die Gemeinderechnungen während des Krieges zu prüfen seien.
Ferner gab die Regierung noch bekannt, daß auch die Gerichts¬
gebühren für 1915 auf rund 789 900 Mark zurückgegangen, wäh¬
rend die Einnahmen aus Strafen gleichgebliebenseien. Wenn das
so weitergeht, dann bleibt in der Tat nicht mehr viel von der bisher
vom Ausschuß erstrebten Einnahmeverbesserung übrig. Große
Ausfälle sind im Reiche auch bei Branntwein - und Brausteuer zu
verzeichnen infolge Verminderung des Verbrauchs. Beim Kapitel
Kataster hat der Finanzausschuß den Strich des Vorstands geplant,
da der bisherige Inhaber der Stelle verstorben ist und diese Stelle
nur auf den Inhaber bewilligt war . Die Regierung will dem
Rechnung tragen und den Posten durch Personalunion mit einem
Referentenposten im Ministerium aufrechtcrhalten.

Bingen, 21. Febr . (R a b e n p l a g e.) Die Zahl der auf der
Rheininsel gegenüber Gaulsheim nistenden Raben wird auf viele
Hunderte , ja sogar Dausende geschätzt. Da diese Raben den jun¬
gen Vögeln gefährlich werden und auch sonst manchen Schaden an-
richten, so hält man eine durchgreifende Bekänrpfung gegenwärtig
für nötig.

Limburg, 22 .Febr . (Landtagskandidatur .) Wie die
„Rhein. Volksztg" meldet, wurde als Nachfolger des Abgeordneten
Geheimrats Cahensly zum Landtagskandidaten für den Wahlkreis
Limburg a. d. L. der Redakteur und Generalsekretär Herkenrath
aufgestellt.

Kus Frankfurt a . M.
Die StaStratswahl.

Nun ist auch diese Komödie einer Stadtratswahl zu
Ende. Denn eine Komödie war 's , von Anfang bis zum
Schluß. Die Fortschrittler hatten von vornherein einen be¬
stimmten Kandidaten in Aussicht genommen, statt ihn nach
dem Zusammentritt des Magistratswahlausschusses sofort zu
präsentieren und durch möglichst rasche Wahl wenigstens
schnell eine der Lücken auszufüllen , die durch den Krieg in
dem Magistratskollegium entstanden sind, zog man die Wahl
über ein halbes Jahr hin, erweckte bei anderen Kandidaten
Hoffnungen, von denen man wußte, daß sie nicht erfüllt wer-
den würden, und brachte dann am Schluß doch den Mann her¬
aus , der diesmal sich der Gnade erfreuen sollte, von den Fort¬
schrittlern zum Stadtrat gewählt zu werden. Die Gründe
für diese Verschleppung auf Kosten der Stadt waren wesent¬
lich innerparteiliche. Die Gegner in den eigenen Reihen muß¬
ten mürbe gemacht werden, und das war nicht leicht. Für Dr.
Hiller ist die Wahl tatsächlich eine Gnade. Fast alle Fort¬
schrittler haben sich dabei von dem Gefühl leiten lassen, daß
es eine nicht zu rechtfertigende Rücksichtslosigkeit wäre, wenn
Dr . Hiller diesmal wieder hintenan gestellt und ein Auswär¬
tiger gewählt würde. So setzten sich die Mittelständler in
und außerhalb der fortschrittlichen Fraktion für ihren neu¬
gewonnenen Parteifreund ein und zwangen die, die eigent¬
lich im Anfang gegen diese Kandidatur waren, sie zu unter¬
stützen. Der Zwang , der dabei ausgeübt wurde, muß schon
ein ziemlich großer gewesen sein, denn Herr Geheinirat Fried¬
leben hielt es für geboten, einen am Sonntag angetretenen
Urlaub zu unterbrechen, gestern wieder nach Frankfurt zu
fahren, und seine Stimme für Hiller abzugeben. Was das
für ein Opfer war , kann nur der richtig würdigen, der die
näheren Verhältnisse kennt. Auch andere Fortschrittler waren
herbeigeeilt, um ihre Parteipflicht zu erfüllen und die Situa¬
tion retten zu helfen. Die größten Lücken wiesen eigentlich
die Bänke der Sozialdemokraten auf, weil fünf ihrer Leute
zur Fahne eingezogen sind, einer krank und einer gestorben
ist. Eine Zersplitterung trat noch dadurch ein, daß die Natio-
nalliberalcn im letzten Augenblick die Kandidatur Landmann
zu der ihrigen machten. Aber diese taktische Maßnahme ver¬
mochte nichts mehr an dem Resultat zu ändern : denn die Fori-
schrittker verfügten über eine absolute Stimmenmehrheit,
wozu noch zwei Nationalliberale und ein Zentrumsmann
kamen, die aus persönlichenGründen Dr . Hiller ihre Stimme
gaben.

Im ganzen waren 56 Stadtverordnete anwesend: die
absolute Mehrheit betrug also 29 Stimmen . Von den An¬
wesenden waren 29 Fortschrittler , 16 Sozialdemokraten,
10 Nationalliberale und 1 Zentrum . Es erhielten Dr . H i l -
ler 32 Stimmen , Dr . Lindemann  16 Stimmen und Dr.
Landmann  8 Stimmen . Dr . Hiller ist also gewählt und
zwar mit einem Gehalt von 10 000 Mark auf die Dauer von
zwölf Jahren.

Von nationalliberaler Seite wurde die Art , wie diese
Kandidatur Hiller von den Fortschrittlern propagiert worden
war , scharf kritisiert. Ihr Redner Gezeichnete es — wie wir es
gestern getan haben — als einen großen Fehler , solche Stadt¬
ratswahlen unter dem Gesichtswinkelder Parteizugehörigkeit
zu vollziehen. Das müßte zu unhaltbaren , amerikanischen Zu¬
ständen führen. Wenn man früher so verfahren wäre, dann
hätte man keinen Miguel und keinen Adickes nach Frankfurt
bekommen. Auch Grimni und Varrentrapp waren keine Par-
teimänner , sondern wurden mit an die Spitze der städtischen
Verwaltung gestellt, weil man ihre Tüchtigkeit schätzte. Herr
Fleischer hat damit vollkommen recht: nebenbei hätte er selbst
und seine Partei eben deshalb für Lindemann eintreten
müssen! Aber gestern abend hätte er noch durchschlagendere
Gründe Vorbringen können, und sie wären unbeachtet geblie¬
ben, weil die Fortschrittler auf die Kandidatur Hiller förm¬
lich Verpflichtet waren. Sie wollen keine großen Neuerungen
im Armen- und Waisenamt haben, sondern der Einfluß von
Gevatter Schneider und Handschuhmacher soll und muß er¬
halten bleiben int Interesse der Macht und des Ansehens der
Fortschrittlichen Volkspartei.

Erspartes Getreide an den Rommunalverband.
Es liegen anderswo bedauerliche Anzeigen vor, daß Brotgetreide

unerlaubterweise verfüttert worden ist. Gelegentlich sollen nicht un¬
beträchtliche Vorräte an Brotgetreide in den Taubenschlägen ver¬
steckt vorgesunden worden sein.

Auch ist teilweise die irrtümliche Meinung verbreitet , daß seit
Erlaß der Bundesratsbekanntmachung vom 28. Juni 1915 über den
Verkehr mit Brotgetreide und Mehl aus dem Erntejahr 1915 die
noch vorhandenen Vorräte aus dem Erntejahr 1914 nicht mehr der
Beschlagnahme oder der Anmeldepflichtunterliegen.

Selbstversorger sind gehalten, die ihnen gesetzlich zu belassenden
Getreidevorräte abzuwiegen oder gesondert zu lagern.

Alles übrige und ersparte Brotgetreide ist dem Kommunal¬
verband bezw. dem hiesigen Kommissionär der Reichsgetreidestelle,
Herrn M. Eisemann, Lange Straße 11, baldigst zum Ankauf zur
Verfügung zu stellen.

Beilage der „DolkSstimme.,
Die ruhestörende Bremse. Steine wurden weich und Menschen

rasend, so krischen die Räder, wenn ein Hamburger Postillon mor¬
gens um 7%  und abends um 8 Uhr an abschüssiger Stelle die Bremse
an seiner Postkutsche zog. Eine hochstehende Persönlichkeit in Hom¬
burg empfand das als Ruhestörung, und der Postillon erhielt wegen
ruhestörenden Lärms einen Strafzettel über 1 Mark. Ruhestörender
Lärm ist aber nur dann strafbar , wenn er „ungebührlicherweise"
begangen wird. War es nun Ungebühr, wenn der Postillon die
Bremse zog? Nein! Darum sprachen Hamburger Schöffengericht
und Frankfurter Strafkammer , die diese schreckliche Begebenheit zu
verarbeiten hatten, den Mann frei.

Warenschwindel. Im vergangenen Jahre tauchte hier ein Ehe¬
paar auf , das sich Thompsen nannte und auch aus diesen Namen
amerikanische Papiere hatte. Der Mann war vorübergehend bei
einer Versicherungsgesellschaftangestellt. Bald fiel das Paar un¬
angenehm durch einen umfangreichen Warenschwindel auf . Möbel
und andere Gegenstände wurden auf Pump genommen und sofort,
versilbert. Im ganzen beliefen sich die vollendeten und versuchten
Betrügereien auf 2509 bis 3000 Mark. Als die Behörde zugreifen
wollte, war das Pärchen auf einmal spurlos verschwunden. Der
Wiederauffindung stellten sich um so größere Schwierigkeiten ent¬
gegen, als das Paar überall unter anderem Namen auftrat . Auch
der Name Thompsen war falsch, und in Berlin hatte der Ehemann
schon einmal unter hem Namen Roberts Strafe verbüßt. In Wirk¬
lichkeit heißt der Mann Albert Schräder. Er ist in England ge¬
boren und englischer Staatsangehöriger . Seine Frau heißt Olga,
geb. Marquardt . Das Schöffengericht wusch die beiden mit einer
Lauge und schickte sie auf ein Jahr nach Preungesheim.

Brotscheine fürs Personal . Ein Metzgermcijter hat für sein
Personal , das nicht bei ihm wohnte, aber von ihm verköstigt wurde,
ein halbes Jahr lang die Brotscheine bezogen, im ganzen 475 Stück,
weil er der Meinung war, Leute, die von ihm vollständig verköstigt
würden, gehörten zu seinem „Haushalt ". Für dieselben Leute aber
erhoben auch die Logiswirte die Brotscheine. Die Logiswirte waren
berechtigt dazu, nicht aber der Meister, gegen den der Amtsanwalt
eine Geldstrafe von 100 Mark beantragte . Das Schöffengericht
erkannte auf Freisprechung, weil sich der Angeklagte in einem tat¬
sächlichen Irrtum befunden habe.

Die Berufsberatung der Frau . Zu der Versammlung, die der
Rationale Frauendienst am Montag abend in der Frankfurt Loge
hielt und über die wir gestern berichteten, wird uns noch aus Frauen-
kreisen geschrieben: „Viele Mädchen und Frauen waren dem Rufe
gefolgt, um von Frau Dr . Thurmann - Her  r.m a n n die alte
Binsenwahrheit zu hören, daß man bei der Berufswahl Begabung
und Charakter in Betracht ziehen muß und eine möglichst gründ¬
liche und ausgiebige Lernzeit nicht scheuen darf . Aber selbst die
beste Ausbildung steht unter den Gesehen des Arbeitsmarktes , und
das einzege Mittel , sich auf diesem zur Geltung zu bringen, ist die
Organrsation  in den einzelnen Berufszweigen. Das hat
denn auch infolge der Diskussion  die Rednerin in ihrem Schluß¬
wort gesagt; unserer Meinung nach hätte es weit mehr betont
werden müssen. Die Schwierigkeiten, die den Frauen in den ver¬
schiedenen Berufen aus ihrer doppelten Eigenschaft als Mutter und
Erwerbstätige erwachsen, sie hätten den eigentlichen Gegenstand der
Darstellung bilden sollen. Dann hätte die Veranstaltung gelohnt.

Wöchnerinnen- und Säuglingsschuh. Man schreibt uns : Das
Heim des Vereins Wöchnerinnen und Säuglings¬
heim  E . V„ Battonnstraße 26, blickt nun auf ein fast 8jähriges
Bestehen zurück. Der Verein hat sich die Aufgabe gestellt, mitzu¬
helfen die Säuglingssterblichkeit zu mindern und einen weitgehen¬
den Mutterschutz für eheliche und uneheliche Mütter auMüben,
insbesondere darauf hinzuwirken, daß es den unehelichen Müttern
ermöglicht wird, dauernd mit ihren Kindern zusammen zu bleiben
Der Verein glaubt diese Aufgabe erfüllt zu haben, indem die
Sterblichkeit bei 1000 Säuglingen , die das Heim im Laufe der
Jahre verpflegte, eine ganz geringe war, und indem weit über die
Hälfte der zirka 1000 Mütter , welche im Heim Ausnahme gefunden
haben, mit ihren Kindern dauernd zusammen geblieben ist. Die
größte Zahl der Mütter blieb mindestens ein Jahr im Heim. Die
Mütter können, wenn sie sich erholt haben, auf Arbeit gehen,
schlafen und essen aber im Heim, stillen ihre Kinder und nehmen
an deren Pflege teil. — Dadurch wird ein festes Band um Mutter
und Kind geschlungen, daß auch die Mütter , welche durch die Ver¬
hältnisse gezwungen sind ihr Kind in Pflege zu geben, brav für ihc
Kind weiter sorgen. Längst sind die Räume des Heims überfüllt.
Wenn schon in Friedenszeiten täglich eine Anzahl Mütter und
Kinder abgewiesen werden mutzten, so wächst die Zahl der vergeblich
Ausnahme Suchenden jetzt im Kriege immer mehr an. Deshalb
muß die schon längst geplante Vergrößerung unseres Heimes unbe
dingt vorgenommen werden. Die Notwendigkeit der Vergrößerung
ist auch von den städtischen Behörden anerkannt worden. Gerade
jetzt während des Krieges, wo so viele kräftige Männer ihr Leben
für das Vaterland verlieren , ist die Sorge für Mutter und Kind,
die Sorge für das kräftige Heranwachsen des Nachwuchseshöchste
Pflicht. Es soll nichts Neues geschaffen werden, sondern es soll
nur das Bestehende ausgebaut werden, um es einer weit größeren
Anzahl von Frauen und Säuglingen zugute kommen zu lassen
Dieser Ausbau , der nur durch Errichtung eines Neubaus zweck¬
mäßig gefördert werden kann, erfordert aber große einmalige und
laufende Ausgaben. Diese können durch die Einnahmen lange nick!
gedeckt werden. Deshalb bitten wir unsere Mitbürger dringend,
uns durch finanzielle Zuwendungen zu helfen.

Königliche Maschinenbauschule. Am 3. April beginnt ein neuer
Lehrkursus , auf den diesmal ganz besonders aufmerksam gemacht
wird, weil auch die Königliche Maschinenbauschule sich bereit¬
willigst in den Dienst der Kriegsbeschädigten - Fürsorge
gestellt hat. Sie nimmt kriegsbeschädigte Maschinenbauer und
andere Metallarbeiter auf und bietet ibnen in 4 halbjährigen Un¬
terrichtskursen Gelegenheit, sich eine abgeschlossene technische Aus¬
bildung anzueignen , die sie zur Verwendung als technische Beamte,
insbesondere Werkmeister im Eisenbahnbetriebe, sowie Maschinen¬
meister und Leiter kleinerer Betriebe geeignet macht. Zur Auf¬
nahme genügt : gute Volksschulbildung und 4jährige praktische
Tätigkeit im Metallgewerbe. Kriegsbeschädigte finden unter ge¬
wissen Voraussetzungen auch bei geringerer Werkstattpraxis Auf¬
nahme und im Unterricht besondere Berücksichtigung.

Stadtverordneten - Versammlung.
Frankfurt  a . M., 22. Febr.

Den Vorsitz führt Dr . Friedleben.
Bor Eintritt in die Tagesordnung widmet der Vorsitzende dem

am 2. Februar verstorbenen Kollegen Fromm einen warmen Nachruf.
Als ein selten einfach gesinnter, liebenswürdiger Mensch sei der
Verstorbene stets bestrebt gewesen, Not und Bedrängnis zu lindern.
Trotz seines hohen Alters habe er sich auch die Liebe zur Jugend be¬
wahrt . Zu Ehren des Verschiedenen erhoben sich die Stadtverord¬
neten von ihren Plätzen.

Zur Prüfung der Jahresrechnung des Städelfchen Kunstinstituts
werden die beiden dicnstältesten Mitglieder Bindcwald und Eichstädt
bestimmt.

Vorlagen »es Magistrats.
Verschiedene Vorlagen gehen ohne Erörterung an die zuständigen

Ausschüsse. Für den Betrieb der Wasserpumpwerkcwird ein Zusatz¬
kredit verlangt . Lion (natl .) wünscht, daß dem außerordentlich
starken Wafferverlust nachgegangenwird, der nicht allein durch schad¬
hafte Hausanschlüsse, sondern durch Rohrbrüchc entstehe.

Die Kosten für den
Ban einer Lagerhalle im Osthafen

werden in Höhe von 159 000 Mark sofort bewilligt.
Zimmermann (Soz.) weist darauf hin, daß das Gelände, das

für den Bau bestimmt ist, bisher von armen Leuten bewirtschaftet
worden ist. Diese Kleingärtner hätten durch Anlage von Pumpet
und kleinen Häuschen Ausgaben gehabt. Er bittet den Magistrat,
den Leuten eine Entschädigung zu geben und ihnen auch anderes Ge-
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lande zur Verfügung zu stellen. Mit Rücksicht auf die jetzige Situ «,
tion könne sich der Magistrat dieser Verpflichtung nicht entziehen.

Erhöhte Pflegesätze für Krankenkasse» «nd
Aerztemangel.

Walter (Fortschr. Vpt.) berichtet für den StiftungSauSschuh
über die Abänderung des Pflegegeldtarifs für die vereinigten Kranken¬
kassen. Der Ausschuß empfiehlt Zustimmung. Eine Erhöhung der
Naturalpflegesätze für Dienstboten, die Fladung beantragt habe,
könne man dem Magistrat während des Krieges nicht zumuten.

Hopf (Soz.) erklärt, daß die Kassen in Anbetracht der Zeit¬
verhältnisse den Sätzen zustimmen. Ferner bittet er den Magistrat,
darüber zu wachen, daß der gute Ruf des Krankenhauses gewahrt
wird, und Vorkehrungen zu treffen, daß Menschenleben nicht in
Gefahr gebracht werden. Ihm sei ein Fall bekannt, daß ein Vater
mit einem diphtheriekranken Kinde drei Stunden warten mußte,
bis das Kind ärztlich behandelt wurde. Auf der ganzen Station sei
kein Arzt gewesen. Die Aerztin hatte an dem Tage Ausgang, für
Vertretung aber keine Vorsorge getroffen. Schwerkranke Kinder
müßten rasch behandelt werden.

Dr . Quarck (Soz.) regt an, die in den Militärlazaretten in der
Umgegend tätigen Aerzte heranzuziehen: die Herren hätten jetzt fast
nichts zu tun. Vielleicht könnten sie wochenweise zur Dienstleistung
herangezogen werden. . «

Stadtrat Dr . Woell entgegnet, der Versuch, mit der Militär¬
verwaltung in Verbindung zu treten, sei wiederholt gemacht, in eini¬
gen Fällen seien auch Aerzte nach hier kommandiert worden. In
der letzten Zeit habe die Militärbehörde deartige Anträge jedoch
abgelehnt. Den von Hopf erwähnten Fall würde der Magistrat unter¬
suchen und Abhilfe schaffen.

Gräf (Soz .) erklärt cs für einen argen Mißstand, eine Station
mit schwerkranken Kindern ohne Arzt zu lassen. Die Aerztin hätte
nicht dürfen ausgehen, ohne für Ersatz zu sorgen.

Hopf (Soz.) erklärt , der Bescheid, daß der Arzt ausgegangen,
sei dem Vater des kranken Kindes im Krankcnhause nach drei Stun¬
den geworden. Erst dann seien zwei Aerztinnen gekommen, die
eine im Straßenkleid , die andere in Anftaltskleidung.

Dem Bericht wird zugestimmt.
Zimmermann (Soz.) empfiehlt für den HochbauauSschußZu¬

stimmung, daß für Mobiliarbeschaffung zur Einrichtung der Woh¬
nung Eschenbachstraße15 für Schwestern des Städtischen Kranken¬
hauses Sachsenhauscn 8900 Mark bewilligt werden.

Ohne Erörterung wird die Vorlage genehmigt.
Der Rest der Allsschußberichte bezieht sich auf die Besetzung ver¬

schiedener städtischer Ehrenämter . Die Wahlen vollziehen sich nach
den Ausschußvorschlägen.

Die Wahl eines besoldet,« Stadtrats
erfolgte in nichtöffentlicherSitzung. Von 56 abgegebenen Stimmen
bekam der von der Fraktion der Fortschrittlichen Volkspartei emp¬
fohlene Kandidat Shndikus Dr . Hiller 32 Stimmen , Dr . Lindemann
aus Stuttgart , der von ^der sozialdemokratischenFraktion vor¬
geschlagen war , erhielt 16 Stimmen , auf den Kandidaten der Natio¬
nalliberalen Dr . Landmann aus Mannheim vereinigten sich
8 Stimmen . Dr . Hiller ist somit gewählt.

Schluß 148 Uhr. _

Telegramme.
Sfafottoto Über polen. Schweden und Rumänien.

Petersburg , 23. Febr. (Duma .) Minister Ssasonow
spricht über die Beziehungen Rußlands zu den Nachbarländern. Ueber

Polen
führt er aus : „Die Deutschen sind besonders stolz auf die Grün¬
dung der polnischen Universität in Warschau.  Das ist̂ eine
Falle, mit der sie das Vertrauen des durch die Deutschen zerstörten
Polens zu gewinnen rechnen. Aber das Unternehmen ist im voraus

,zum Mißerfolg verurteilt . Seit Beginn des Krieges hat Rußland
die Vereinigung der Teile des zerstückelten Polens auf seine Fahnen
geschrieben. Dieses Ziel, vom Herrscher gewesen, vom Oberbefehls¬
haber der Heere kundgetan, liegt der russischen Gesellschaft am
Herzen. Es hat die Billigung unserer Verbündeten erhalten.
Dieses Ziel ist unveränderlich, das unsere jetzt wie früher . Wie
sicht nun Deutschland diese Bestrebungen des ganzen polnischen
Volkes an ? Sohald es Deutschland und Oesterreich-Ungarn gelang,
in Polen cinzudringen, beeilte man sich, diesen Teil des bisher un¬
geteilten polnischen Gebietes unter sich zu teilen.  Um den
Eindruck abzuschwächen, den dieses neue Attentat gegen die Ver¬
wirklichung des polnischen Strebens hervorgerufen hat, glaubt man,
einigen untergeordneten Wünschen der polnischen Bevölkerung ent-
gegenkommenzu müssen. Deshalb ist die polnische Universität ge¬
gründet worden. Aber man muß nicht vergessen, daß die Autonomie
Polens , die hier auf dieser selben Tribüne auf Befehl des Kaisers
vom Chef der kaiserlichen Regierung proklamiert worden ist, Polen
nationale Schulen aller Grade, den Universitätsunterricht ein¬
geschlossen, mit sich bringt . Man kann also nicht erwarten , daß gegen
das von den Deutschen angebotene Linsengericht das polnische Volk
auf seine geheiligten Bestrebungen verzichtet, vor der von Deutsch¬
land vorbereiteten Unterjochung die Augen verschließt und seine
Brüder in Posen vergißt, wo, um den deutschen Kolonisten zu ge¬
iallen, alle polnischen Elemente hartnäckig vernichtet werden. Man
spricht von Absichten, die Deutschland haben soll, im Austausch gegen
neue Versprechungen und imaginäre Zugeständnisse, in den okku¬
pierten Gebieten einige Hunderttausend Polen auszuheben,
damit sie sich als Kanonenfutter für den Triumph des Germanismus
töten lassen. Ich will nicht glauben, daß das von hohen nationalen
Gefühlen beseelte polnische Volk, das sich bei Beginn des Krieges
beeilte, sich zur Verwirklichung des jedem Polen nationalen Ideals
den Russen anzuschließen, sich dazu verleiten lassen könnte, einzu¬
willigen, sein Blut für die Tyrannen Polens zu vergießen."

Rußland und Schweden.
„Ich komme zu unseren gegenwärtigen Beziehungen zu den

Neutralen , zuerst zu den skandinavischen Nachbarn. Oft habe ich er¬
klärt, sei es im Schoße der Duma , sei es in Unterredungen mit ver¬
schiedenen Persönlichkeiten und Vertretern der Presse, daß wir
gegenüber Schweden keine anderen Gefühle hegen, als die aufrich¬
tiger Freundschaft, und nur wünschen, die engen Beziehungen guter
Nachbarschaftaufrechtzuerhalten. Unglücklicherweise gibt es auf der
anderen Seite des Bottnischen Meerbusens noch Leute, die durch die
Macht eingewurzelter Vorurteile und unter einem gewissen Einfluß
von Verleumdungen unserer Feinde Vorurteile und Mißtrauen gegen
uns hegen. Es ist indessen ganz klar, daß Rußland und Schweden
von der Natur selbst dazu bestimmt sind, im Frieden miteinander zu
leben und ihre gegenseitigenwirtschaftlichen Interessen Frucht tragen
zu lassen. Der Vorwand von Kollisionen kann nur ein künstlicher
sein. Weder sucht Schweden nach den Worten seiner leitenden Män¬
ner eine territoriale Vergrößerung auf Kosten Finnlands , noch
streben laU  nach dem Gebiete unseres Nachbarn im Norden. Was
solltein der Tat uns die skandinavische Halbinsel
bieten!  Einen eisfreien Hafen am Eismeer ? Wir haben einen
auf eigenem Gebiet, und die intensive Arbeit der russischen In¬
genieure wird bald alles getan haben, um ihn durch einen Schienen¬
strang mit dem Herzen Rußlands zu verbinden. Nicht nach den
skandinavischenGestaden fühlt sich Rußland durch seine Geschichte
hingezogen; nach einer ganz anderen Richtung muß es einen Aus¬
gang zum freien Meer gewinnen.

Rumänien
hat während dieser Periode die von ihm gewählte Neutralität weiter
aufrechterhalten. Die Ententemächte finden sich mit dieser Lage ad,
überzeugt, daß Rumänien seine Interessen nicht verraten würde,
wenn die Stunde schlagen wird, die nationale Einheit auf Kosten
seines Blutes zu verwirklichen. Es kann sicher sein, daß es bei
denen, zu denen die natürlichen Sympathien seines Volkes gehen,
wirkliche Unterstützung finden wird, wenn es sich gegen Attentate
des gemeinsamen Feindes, gegen die Unabhängigkeit seiner Ent-
schlüsse wehrt."

Der Minister spricht weit«
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